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gerichtshof

106. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 19. Jän-
ner 1988 über die Festsetzung eines Zuschlages
zu den im Berggesetz 1975 als Freischurf- und

Maßengebühr angeführten Beträgen

Auf Grund des §214 Abs. 2 des Berggesetzes
1975, BGBl. Nr. 259, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 520/1982 wird im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen verordnet:

Zu den im § 214 Abs. 2 des Berggesetzes 1975 in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 520/1982 angeführten Beträgen wird ein
Zuschlag von 20 vH festgesetzt. Das ergibt eine
Freischurfgebühr in der Höhe von 120 S und eine
Maßengebühr in der Höhe von 360 S.

Graf

107. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 27. Jänner 1988 über die Fest-
setzung von Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen für die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversi-

cherung

Auf Grund des § 3 Abs. 1 des Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherungsgesetzes 1987, BGBl.
Nr. 296, wird im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr
und dem Bundesminister für Justiz verordnet:

§ 1. Die Allgemeinen Versicherungsbedingungen
für die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung wer-
den mit dem in der Anlage zu dieser Verordnung
enthaltenen Wortlaut festgesetzt.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. März 1988 in
Kraft.

Lacina

Anlage

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung (AKHB

1988)

ABSCHNITT I

Allgemeine Bestimmungen

G e g e n s t a n d u n d U m f a n g d e r V e r s i -
c h e r u n g

§ 1. (1) Die Versicherung umfaßt die Befriedi-
gung begründeter und die Abwehr unbegründeter
Ersatzansprüche, die auf Grund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen gegen den Versicherungsneh-
mer oder mitversicherte Personen (Abs. 2) erhoben
werden, wenn durch die Verwendung des Fahrzeu-
ges gemäß § 1 Abs. 1 des Kraftfahrgesetzes 1967
(KFG 1967), BGBl. Nr. 267, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 318/1987, Men-
schen verletzt oder getötet werden, Sachen beschä-
digt oder zerstört werden oder abhanden kommen
oder ein Vermögensschaden verursacht wird.

(2) Mitversicherte Personen sind der Eigentü-
mer, der Halter und die Personen, die mit Willen
des Halters bei der Verwendung des Fahrzeuges
tätig sind, mit seinem Willen mit dem Fahrzeug
befördert werden oder den Lenker einweisen. Hin-
sichtlich dieser Personen, sofern sie nicht Versiche-
rungsnehmer sind, ist die Versicherung für fremde
Rechnung geschlossen. Die mitversicherten Perso-
nen können ihre Ansprüche selbständig geltend
machen.

V e r s i c h e r u n g s f a l l

§ 2. Versicherungsfall ist bei Personen- und
Sachschäden ein Schadenereignis, bei Vermögens-
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Schäden eine Handlung oder Unterlassung, aus
denen Ersatzansprüche (§ 1 Abs. 1) gegen den Ver-
sicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person
entstehen könnten. Mehrere zeitlich und örtlich
zusammenhängende Schäden aus derselben Ursa-
che gelten als ein Versicherungsfall.

V e r s i c h e r u n g s s u m m e n

§ 3. (1) Der Versicherer haftet im Rahmen dieser
Versicherungsbedingungen bis zu den vorgeschrie-
benen Versicherungssummen (§ 7 KHVG 1987).
Ist die vorgeschriebene Versicherungssumme eine
Pauschalversicherungssumme, so umfaßt diese alle
Leistungen des Versicherers aus Personen-, Sach-
und Vermögensschäden (§ 7 Abs. 5 KHVG 1987).

(2) Übersteigen die Ersatzansprüche die Versi-
cherungssummen (Abs. 1), so hat der Versicherer
die Kosten eines nicht auf seine Veranlassung
geführten Rechtsstreites nur im Verhältnis der Ver-
sicherungssummen zur Gesamthöhe der Ansprüche
zu tragen. Ist die vorgeschriebene Versicherungs-
summe eine Pauschalversicherungssumme, so wer-
den Kosten, Zinsen und sonstige wie immer Namen
habende Nebenleistungen auf diese angerechnet.

(3) Sind Rentenzahlungen zu leisten und über-
steigt der Kapitalwert der Rente die Versicherungs-
summe oder den nach Abzug allfälliger sonstiger
Leistungen aus demselben Versicherungsfall noch
verbleibenden Restbetrag der Versicherungs-
summe, so wird die Rente nur im Verhältnis der
Versicherungssumme oder ihres Restbetrages zum
Kapitalwert der Rente geleistet. Der Ermittlung des
Kapitalwerts der Rente ist die Österreichische Ster-
betafel MÖ 1930/33, Zinsfuß 3%, zugrunde zu
legen.

(4) Der Versicherer ist berechtigt, sich durch
Hinterlegung der vorgeschriebenen Versicherungs-
summe und des hierauf entfallenden Anteils an den
entstandenen Kosten von weiteren Leistungen zu
befreien. Abs. 2 zweiter Satz bleibt unberührt.

(5) Der Versicherer hat dem Versicherungsneh-
mer die von diesem geleisteten Rentenzahlungen
insoweit zu ersetzen, als nach Wegfall der Ren-
tenzahlungen die vom Versicherer geleistete Rente
nicht deren gemäß Abs. 3 zweiter Satz errechneten
Kapitalwert erreicht hat.

A u s s c h l ü s s e

§ 4. Von der Versicherung sind ausgeschlossen
1. Ersatzansprüche, soweit sie auf Grund eines

Vertrages oder besonderer Zusage über den
Umfang der gesetzlichen Haftpflicht hinaus-
gehen;

2. Ersatzansprüche des Eigentümers, des Halters
und — bei Vermietung des Fahrzeuges ohne
Beistellung eines Lenkers — des Mieters und
der Personen, denen der Mieter das Fahrzeug
überläßt, gegen mitversicherte Personen
wegen Sach- oder Vermögensschäden;

3. Ersatzansprüche wegen Beschädigung, Zer-
störung oder Abhandenkommens des Fahr-
zeuges und von mit dem Fahrzeug beförder-
ten Sachen mit Ausnahme jener, die mit Wil-
len des Halters beförderte Personen üblicher-
weise an sich tragen oder, sofern die Fahrt
überwiegend der Personenbeförderung dient,
als Gegenstände des persönlichen Bedarfs mit
sich führen; dies gilt nicht für das nichtge-
werbsmäßige Abschleppen betriebsunfähiger
Fahrzeuge im. Rahmen üblicher Hilfeleistung;

4. Ersatzansprüche, die besonderen Bestimmun-
gen über die Haftung für nukleare Schäden
unterliegen.

P r ä m i e , B e g i n n d e s V e r s i c h e r u n g s -
s c h u t z e s , v o r l ä u f i g e D e c k u n g

§ 5. (1) Der Versicherungsnehmer hat die erste
oder die einmalige Prämie einschließlich der
Nebengebühren gegen Aushändigung der Polizze
und die Folgeprämien einschließlich der Nebenge-
bühren zu dem in der Polizze festgesetzten Haupt-
fälligkeitstermin zu entrichten. Wird für die Prä-
mien Ratenzahlung vereinbart, so gelten die nach
der ersten Prämienrate eines jeden Versicherungs-
jahres fällig werdenden Prämienraten als gestun-
det; der Versicherer erwirbt den Anspruch auf
diese bereits mit Beginn des Versicherungsjahres.

(2) Für die Folgen nicht rechtzeitiger Prämien-
zahlung gelten die §§ 38 und 39 des Versicherungs-
vertragsgesetzes 1958, BGBl. Nr. 2/1959, in der
jeweils geltenden Fassung. Rückständige Folgeprä-
mien dürfen nur innerhalb eines Jahres nach Ablauf
der gemäß § 39 des Versicherungsvertragsgesetzes
1958 gesetzten Zahlungsfrist gerichtlich geltend
gemacht werden.

(3) Als Versicherungsperiode gilt, wenn der Ver-
sicherungsvertrag nicht für kürzere Zeit geschlos-
sen ist, der Zeitraum eines Jahres.

(4) Ist der Versicherer in Ansehung des geschä-
digten Dritten gemäß § 158 c Abs. 2 des Versiche-
rungsvertragsgesetzes 1958 zur Leistung ver-
pflichtet, so gebührt ihm die anteilige Prämie bis
zum Ablauf der dort angeführten Frist.

(5) Der Versicherungsschutz beginnt mit der
Einlösung der Polizze (Abs. 1), jedoch nicht vor
dem darin festgesetzten Zeitpunkt. Wird die erste
Prämie erst nach diesem Zeitpunkt eingefordert,
dann aber binnen 14 Tagen oder ohne schuldhaften
weiteren Verzug gezahlt, so beginnt der Versiche-
rungsschutz zum festgesetzten Zeitpunkt.

(6) Soll der Versicherungsschutz schon vor der
Einlösung der Polizze beginnen, so bedarf es einer
besonderen Zusage des Versicherers oder der hiezu
bevollmächtigten Personen (vorläufige Deckung).
Die Ausfolgung der Versicherungsbestätigung
gemäß §61 Abs. 1 KFG 1967 vor Einlösung der
Polizze bewirkt die Übernahme der vorläufigen
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Deckung. Die vorläufige Deckung endet mit der
Einlösung der Polizze. Sie tritt außer Kraft, wenn
der Antrag unverändert angenommen wird und der
Versicherungsnehmer mit der Zahlung der ersten
Prämie schuldhaft in Verzug gerät. Der Versiche-
rer ist berechtigt, die vorläufige Deckung mit der
Frist von einer Woche zu kündigen. Dem Versiche-
rer gebührt in diesem Fall die auf die Zeit des Ver-
sicherungsschutzes entfallende anteilige Prämie.

O b l i e g e n h e i t e n v o r E i n t r i t t des
V e r s i c h e r u n g s f a l l e s

§ 6. (1) Als Obliegenheiten, deren Verletzung im
Zeitpunkt des Schadenereignisses die Freiheit des
Versicherers von der Verpflichtung zur Leistung
bewirkt (§ 6 Abs. 1 des Versicherungsvertragsgeset-
zes 1958), werden bestimmt

1. die Verpflichtung, mit dem Fahrzeug nicht
eine größere Anzahl von Personen zu beför-
dern als jene, für die die Prämie tarifmäßig
berechnet worden ist;

2. die Verpflichtung, das Fahrzeug nicht zu
einem anderen als dem vereinbarten Zweck
zu verwenden, sofern der Tarif für den ande-
ren Verwendungszweck eine höhere Prämie
vorsieht;

3. die Verpflichtung, im Fall der Zuweisung
eines Wechselkennzeichens nur das Fahrzeug
zu verwenden, an dem die Kennzeichentafeln
jeweils angebracht sind.

(2) Als Obliegenheiten, die zum Zweck der Ver-
minderung der Gefahr oder der Verhütung einer
Erhöhung der Gefahr dem Versicherer gegenüber
zu erfüllen sind und deren Verletzung im Zeit-
punkt des Schadenereignisses die Freiheit des Ver-
sicherers von der Verpflichtung zur Leistung
bewirkt (§ 6 Abs. 2 des Versicherungsvertragsgeset-
zes 1958), werden bestimmt,

1. daß der Lenker die kraftfahrrechtliche
Berechtigung oder, wenn eine Lenkerberech-
tigung nicht vorgeschrieben ist, das Mindest-
alter besitzt, das versicherte Fahrzeug zu len-
ken; die Verpflichtung zur Leistung bleibt
gegenüber dem Versicherungsnehmer und
den mitversicherten Personen bestehen, wenn
sie ohne Verschulden annehmen konnten, daß
der Lenker diese Berechtigung oder das Min-
destalter besitzt, oder wenn der Lenker das
Fahrzeug ohne den Willen des Halters
gelenkt hat;

2. daß sich der Lenker nicht in einem nach den
Straßenverkehrsvorschriften bedeutsamen
durch Alkohol oder Suchtgift beeinträchtigten
Zustand befindet; diese Leistungsfreiheit darf
nur geltend gemacht werden, wenn der Len-
ker im Zusammenhang mit dem Schadener-
eignis durch rechtskräftige Entscheidung
eines Strafgerichtes oder rechtskräftigen
Bescheid einer Verwaltungsbehörde schuldig

erkannt worden ist und im Spruch oder in der
Begründung dieser Entscheidung der ange-
führte Umstand festgestellt wird;

3. mit dem Fahrzeug Personen nur unter Einhal-
tung der betreffenden kraftfahrrechtlichen
Vorschriften zu befördern.

(3) Die Leistungsfreiheit nach Abs. 1 und 2 ist
mit 100 000 S begrenzt.

(4) Bei Verletzung der im Abs. 1 Z 1 und im
Abs. 2 Z 3 angeführten Obliegenheiten ist der Ver-
sicherer nur hinsichtlich des Teiles der Entschädi-
gung, der dem Verhältnis der Anzahl der zu
Unrecht beförderten Personen zur Anzahl der ins-
gesamt beförderten Personen entspricht, von der
Verpflichtung zur Leistung frei.

(5) Abs. 2 Z 1 gilt nicht für nach den Vorschrif-
ten des KFG 1967 durchgeführte Beobachtungs-,
Schul-, Übungs-, Prüfungs- und Lehrfahrten. Diese
Bestimmung gilt ferner nicht für das Lenken auf
Grund einer im Ausland erteilten Lenkerberechti-
gung durch Personen mit ordentlichem Wohnsitz
im Bundesgebiet nach Ablauf der in § 64 Abs. 5
erster Satz KFG 1967 festgesetzten Frist, solange
nicht ein Antrag gemäß §64 Abs. 6 KFG 1967
abgewiesen worden ist.

E r h ö h u n g d e r G e f a h r

§ 7. Als Erhöhung der Gefahr im Sinn der §§ 23
Abs. 1 und 27 Abs. 1 des Versicherungsvertragsge-
setzes 1958 sind alle Umstände anzusehen, derent-
wegen das Fahrzeug dem KFG 1967 oder den auf
Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verord-
nungen nicht entspricht und derentwegen eine wei-
tere Verwendung des Fahrzeugs die Verkehrssi-
cherheit gefährdet, sofern das Fortbestehen dieser
Umstände auf grobe Fahrlässigkeit zurückzuführen
ist. Die Leistungsfreiheit auf Grund einer solchen
Erhöhung der Gefahr ist mit 100 000 S begrenzt.

O b l i e g e n h e i t e n im V e r s i c h e r u n g s -
f a l l

§ 8. (1) Als Obliegenheiten im Sinne des § 6
Abs. 3 des Versicherungsvertragsgesetzes 1958,
deren Verletzung nach Eintritt des Versicherungs-
falles die Freiheit des Versicherers von der Ver-
pflichtung zur Leistung bewirkt, werden bestimmt,

1. im Fall der Verletzung von Personen diesen
Hilfe zu leisten oder, falls die hiezu Ver-
pflichteten dazu nicht fähig sind, unverzüg-
lich für fremde Hilfe zu sorgen;

2. außer im Fall des § 15 Abs. 4 ohne Einwilli-
gung des Versicherers die Entschädigungsan-
sprüche des geschädigten Dritten weder zu
befriedigen noch anzuerkennen noch einen
bedingten Zahlungsbefehl in Rechtskraft
erwachsen zu lassen;

3. dem Versicherer, außer im Fall der Freiheit
von der Verpflichtung zur Leistung, die Füh-
rung des Rechtsstreits über den Ersatzan-
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spruch zu überlassen, dem vom Versicherer
bestellten Rechtsanwalt Prozeßvollmacht zu
erteilen und jede von diesem verlangte sach-
dienliche Aufklärung zu geben.

(2) Als Obliegenheiten, bei deren Verletzung
sich die Leistungspflicht des Versicherers auf den
Betrag beschränkt, den er auch bei gehöriger Erfül-
lung der Pflichten zu leisten gehabt hätte, werden
bestimmt,

1. dem Versicherer längstens innerhalb einer
Woche schriftlich anzuzeigen
a) den Versicherungsfall (§ 2) unter mög-

lichst genauer Angabe des Sachverhaltes,
b) die Anspruchserhebung durch den geschä-

digten Dritten,
c) die Einleitung eines verwaltungsbehördli-

chen oder gerichtlichen Verfahrens;
2. nach Möglichkeit zur Feststellung des Sach-

verhaltes beizutragen;
3. die zur Vermeidung oder zur Minderung von

Schäden notwendigen Maßnahmen zu tref-
fen;

4. bei Personenschäden die nächste Polizei-
oder Gendarmeriedienststelle sofort zu ver-
ständigen.

(3) Die Leistungsfreiheit nach Abs. 1 Z 1 und
Abs. 2 ist mit 100 000 S begrenzt.

B e v o l l m ä c h t i g u n g des V e r s i c h e -
r e r s , A b t r e t u n g s v e r b o t

§ 9. (1) Der Versicherer ist, außer im Fall der
Freiheit von der Verpflichtung zur Leistung, bevoll-
mächtigt, die ihm zur Befriedigung oder zur
Abwehr der Entschädigungsansprüche des geschä-
digten Dritten zweckmäßig erscheinenden Erklä-
rungen im Namen des Versicherungsnehmers und
der mitversicherten Personen im Rahmen der Ver-
sicherungssumme und der übernommenen Gefahr
abzugeben.

(2) Versicherungsansprüche dürfen vor ihrer
endgültigen Feststellung ohne ausdrückliche
Zustimmung des Versicherers weder abgetreten
noch verpfändet werden.

K ü n d i g u n g

§ 10. (1) Für die Kündigung zum Ablauf des
Versicherungsvertrages gilt § 17 KHVG 1987, für
die Kündigung im Versicherungsfall § 158 Abs. 1
und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes 1958.

(2) Bei Kündigung gemäß Abs. 1 gebührt dem
Versicherer nur jener Teil der Prämie, welcher der
abgelaufenen Versicherungszeit entspricht.

R u h e n des V e r t r a g e s

§ 11. Der Versicherungsnehmer kann für die Zeit
von mindestens sechs Monaten Ruhen des Versi-
cherungsvertrages verlangen, wenn er das Fahrzeug

gemäß § 43 KFG 1967 abgemeldet oder gemäß
§ 52 KFG 1967 den Zulassungsschein und die
Kennzeichentafeln hinterlegt hat.

S o n s t i g e B e e n d i g u n g o d e r Ä n d e -
r u n g des V e r t r a g e s

§ 12. (1) Bei Wegfall des versicherten Interesses
(§ 19 KHVG 1987) gebührt dem Versicherer nur
jener Teil der Prämie, welcher der abgelaufenen
Versicherungszeit entspricht.

(2) Für die Veräußerung des versicherten Fahr-
zeuges gilt § 158 h des Versicherungsvertragsgeset-
zes 1958 mit der Maßgabe, daß bei Kündigung
durch den Versicherer oder bei Kündigung mit
sofortiger Wirkung durch den Erwerber dem Versi-
cherer nur jener Teil der Prämie gebührt, welcher
der abgelaufenen Versicherungszeit entspricht.

(3) Ändern sich die nach dem Tarif maßgeben-
den Merkmale für die Prämienbemessung, so
gebührt dem Versicherer eine danach geänderte
Prämie vom Zeitpunkt dieser Änderung an. Bei
einer Änderung im Laufe der Versicherungsperiode
gebühren dem Versicherer die bisherige und die
geänderte Prämie zu jenem Teil, der der jeweiligen
Versicherungszeit entspricht.

G e r i c h t s s t a n d

§ 13. Der Versicherungsnehmer und die mitversi-
cherten Personen können Ansprüche aus dem Ver-
sicherungsvertrag auch bei den Gerichten geltend
machen, in deren Sprengel sie ihren Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt oder ihren Sitz im Inland
haben.

I n t e r e s s e n k o l l i s i o n

§ 14. Hat der Versicherer in einem Versiche-
rungsfall dem geschädigten Dritten ebenfalls Versi-
cherungsschutz aus einer Haftpflichtversicherung
zu gewähren, so sind § 8 Abs. 1 Z 3 und § 9 Abs. 1
nicht anzuwenden. Der Versicherungsnehmer oder
die mitversicherte Person kann sich in diesem Fall
in einem vom geschädigten Dritten angestrengten
Rechtsstreit auf Kosten des Versicherers (§ 150
Abs. 1 des Versicherungsvertragsgesetzes 1958) von
einem Rechtsanwalt seiner Wahl vertreten lassen,
der im Sprengel des für das Verfahren zuständigen
Gerichts seinen Sitz hat.

A u s w i r k u n g des S c h a d e n v e r 1 a u f s
auf d i e P r ä m i e

§ 15. (1) Sieht der Tarif eine Bemessung der Prä-
mie nach dem Schadenverlauf des Versicherungs-
verhältnisses vor, so ist ein Versicherungsfall für
den Schadenverlauf dann zu berücksichtigen, wenn
der Versicherer hiefür eine Entschädigungsleistung
zu seinen Lasten erbracht oder hiefür eine Rück-
stellung gebildet hat. Innerbetriebliche Kosten des
Versicherers sind hiebei nicht zu berücksichtigen.
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Ebenfalls nicht zu berücksichtigen sind Entschädi-
gungsleistungen und Rückstellungen, die vom Ver-
sicherungsnehmer innerhalb von sechs Wochen,
nachdem er von der Entschädigungsleistung und
ihrer Höhe oder der Rückstellung und ihrer Höhe
Kenntnis erlangt hat, dem Versicherer erstattet
wurden.

(2) Ein Versicherungsfall ist für den Schadenver-
lauf des Versicherungsverhältnisses nicht zu
berücksichtigen, wenn Leistungen ausschließlich
auf Grund von Teilungsabkommen von Versiche-
rern untereinander oder zwischen Versicherern
und Sozialversicherungsträgern erbracht wurden.

(3) Der Versicherer ist verpflichtet, die Höhe
einer von ihm erbrachten Entschädigungsleistung
oder für eine Entschädigungsleistung gebildeten
Rückstellung dem Versicherungsnehmer mitzutei-
len und ihn auf die Möglichkeit der Erstattung hin-
zuweisen. Hat der Versicherungsnehmer die Ent-
schädigungsleistung erstattet oder dem Versicherer
einen der Rückstellung entsprechenden Betrag
bezahlt und führt derselbe Versicherungsfall zu
weiteren Entschädigungsleistungen oder Rückstel-
lungen, so steht es dem Versicherungsnehmer frei,
auch diese weiteren Leistungen oder Rückstellun-
gen zu erstatten oder den bisher erstatteten Betrag
mit der Wirkung zurückzufordern, daß der Versi-
cherungsfall für den Schadenverlauf des Versiche-
rungsverhältnisses zu berücksichtigen ist.

(4) Hat der Versicherungsnehmer innerhalb von
vier Wochen nach Eintritt des Versicherungsfalls
eine Leistung zur Abdeckung des Schadens
erbracht, so tritt die Leistungsfreiheit des Versiche-
rers wegen Verletzung einer Obliegenheit gemäß
§ 8 Abs. 2 Z 1 nicht ein, wenn die Erfüllung der
Obliegenheit innerhalb von sechs Monaten nach
Eintritt des Versicherungsfalls nachgeholt wird.
Die Obliegenheit der Anzeige eines gerichtlichen
Verfahrens gemäß § 8 Abs. 2 Z l lit. c wird hie-
durch nicht berührt.

(5) Geht das Eigentum an einem Fahrzeug oder
die Anwartschaft darauf auf eine andere Person
über, so ist der bisherige Schadenverlauf des Versi-
cherungsverhältnisses nur dann zu berücksichtigen,
wenn im Zuge des Übergangs oder innerhalb eines
Jahres nach dem Übergang

1. ein naher Angehöriger des früheren Versiche-
rungsnehmers das Eigentum am Fahrzeug
oder die Anwartschaft darauf erwirbt,

2. ein Leasingnehmer oder Mieter, dem das
Fahrzeug während mindestens eines Jahres
zum Gebrauch überlassen war, das Eigentum
an ihm erwirbt,

3. ein Dienstnehmer, der das Fahrzeug während
mindestens eines Jahres regelmäßig benützt
hat, von seinem Dienstgeber das Eigentum an
ihm oder die Anwartschaft darauf erwirbt.

(6) Als nahe Angehörige gelten der Ehegatte, die
Verwandten in gerader auf- und absteigender Linie
und die im gemeinsamen Haushalt lebenden
Geschwister. Hiebei sind den Kindern und Eltern
Wahl- oder Pflegekinder und -eitern und der eheli-
chen Gemeinschaft eine eheähnliche gleichzuhal-
ten. Beim Übergang auf einen nahen Angehörigen
ist der bisherige Schadenverlauf jedoch nicht zu
berücksichtigen, wenn der frühere Versicherungs-
nehmer im Sinn des Abs. 7 ein Ersatzfahrzeug
erwirbt.

(7) Erwirbt der Versicherungsnehmer an Stelle
eines veräußerten Fahrzeuges oder eines Fahrzeu-
ges, für das das versicherte Interesse weggefallen
ist, ein anderes Fahrzeug, für das der Tarif die
Bemessung der Prämie nach dem Schadenverlauf
vorsieht, so ist auf ein für dieses Fahrzeug begrün-
detes Versicherungsverhältnis der Schadenverlauf
des früheren Versicherungsverhältnisses anzurech-
nen. Ein Fahrzeug gilt als an Stelle eines anderen
erworben, wenn der Erwerb längstens sechs
Monate vor oder innerhalb eines Jahres nach der
Veräußerung oder dem Wegfall des versicherten
Interesses erfolgt. Wird der Versicherungsvertrag
nicht mit demselben Versicherer geschlossen, so hat
der frühere Versicherer dem Versicherungsnehmer
auf dessen Verlangen eine Bescheinigung über den
Schadenverlauf des Versicherungsverhältnisses aus-
zustellen.

(8) Endet das Versicherungsverhältnis und wird
für dasselbe Fahrzeug vom selben Versicherungs-
nehmer innerhalb eines Jahres nach Beendigung
des Versicherungsverhältnisses ein neuer Versiche-
rungsvertrag geschlossen, so ist der Schadenverlauf
des früheren Versicherungsverhältnisses auf das
neue Versicherungsverhältnis anzurechnen. Wird
der neue Versicherungsvertrag nicht mit demselben
Versicherer geschlossen, so hat der frühere Versi-
cherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Ver-
langen eine Bescheinigung über den Schadenver-
lauf des Versicherungsverhältnisses auszustellen.

ABSCHNITT II

Bestimmungen für einzelne Arten von Fahrzeugen
und Kennzeichen

M o t o r f a h r r ä d e r

§ 16. Erfüllt ein als Motorfahrrad versichertes
Kraftfahrzeug im Zeitpunkt des Schadenereignisses
die gesetzlichen Voraussetzungen als Motorfahr-
rad nicht oder nicht mehr, so gilt dies als Verwen-
dung zu einem anderen als dem im Versicherungs-
vertrag vereinbarten Zweck im Sinn des § 6 Abs. 1
Z 2.

O m n i b u s s e und O m n i b u s a n h ä n g e r

§ 17. (1) Hat der Versicherungsnehmer nicht für
einen Zeitraum innerhalb der Versicherungsperiode
Ruhen des Vertrages gemäß § 11 verlangt, so sind
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ihm für Omnibusse und Omnibusanhänger 50 vH
der für diese Versicherungsperiode entrichteten
Jahresprämie rückzuvergüten, wenn er nachweist,
daß sie höchstens an 120 Tagen der Versicherungs-
periode zum Verkehr verwendet worden sind. Bei
Omnibussen ist dieser Nachweis durch den Fahn-
schreiber zu erbringen.

(2) Ersatzansprüche der mit Willen des Halters
des Zugfahrzeuges beförderten Personen fallen
auch dann unter die Versicherung des Omnibusan-
hängers, wenn das Schadenereignis mit dem Betrieb
des Zugfahrzeuges zusammenhängt. Die Versiche-
rung des Omnibusanhängers gilt soweit als für
Rechnung des Versicherungsnehmers und der mit-
versicherten Personen aus der Versicherung des
Zugfahrzeuges geschlossen. Die Versicherungs-
summen für die Tötung oder Verletzung eines
Menschen (§7 Abs. 3 KHVG 1987) sind nicht
zusammenzurechnen.

P r o b e f a h r t e n

§ 18. Bezieht sich der Versicherungsvertrag auf
Probefahrtkennzeichen, so gilt die Haftpflicht aus
der Verwendung des Fahrzeuges als versichert, an
dem jeweils die Kennzeichentafeln mit dem Probe-
fahrtkennzeichen angebracht sind. Auf Probefahr-
ten ist § 6 Abs. 1 Z 2 sinngemäß, hingegen nicht § 7
anzuwenden.

F a h r z e u g e z u r B e f ö r d e r u n g g e f ä h r -
l i c h e r G ü t e r

§ 19. (1) Für Kraftfahrzeuge, die nicht aus-
schließlich oder vorwiegend zur Beförderung
gefährlicher Güter bestimmt sind und keiner beson-
deren Zulassung gemäß § 17 des Bundesgesetzes
über die Beförderung gefährlicher Güter auf der
Straße und über eine Änderung des Kraftfahrgeset-
zes 1967 und der Straßenverkehrsordnung 1960,
BGBl. Nr. 209/1979, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 296/1987 (GGSt), bedür-
fen, gelten die in § 7 Abs. 4 KHVG 1987 festgesetz-
ten Summen nur während eines Transportes im
Sinn des GGSt. Für Anhänger zur Beförderung
gefährlicher Güter gelten die im § 7 Abs. 4 KHVG
1987 festgesetzten Summen in jedem Fall.

(2) Besteht für einen Anhänger eine Versiche-
rung nach § 16 Abs. 1 GGSt, so umfaßt sie auch
Ersatzansprüche aus Schadenereignissen durch das
mit dem Anhänger beförderte gefährliche Gut, die
mit dem Betrieb des Zugfahrzeuges zusammenhän-
gen, insoweit die vorgeschriebenen Versicherungs-
summen für Anhänger, die zur Beförderung gefähr-
licher Güter bestimmt sind oder mit denen gefährli-
che Güter befördert werden, die Versicherungs-
summen für das Zugfahrzeug übersteigen.

A n h ä n g e r

§ 20. (1) Die Versicherung von Anhängern
umfaßt unbeschadet der §§ 17 Abs. 2 und 19 Abs. 2
nur die Versicherungsfälle, die nicht mit dem Zie-
hen des Anhängers durch ein Kraftfahrzeug zusam-
menhängen. Mitversicherte Personen sind der
Eigentümer und derjenige, der mit Willen des
Eigentümers den Anhänger verwendet.

(2) Anhänger mit ausländischen Kennzeichen,
die das Kennzeichen des inländischen Zugfahrzeu-
ges führen (§ 83 KFG 1967), sind für alle Versiche-
rungsfälle in die Versicherung des Zugfahrzeuges
eingeschlossen.

108. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 1. Feber 1988, mit der die Ver-
ordnung über die Prämienbemessung nach
dem Schadenverlauf in der Kraftfahrzeug-

Haftpflichtversicherung geändert wird

Auf Grund des § 10 Abs. 2 und 3 des Kraftfahr-
zeug-Haftpflichtversicherungsgesetzes 1987, BGBl.
Nr. 296, wird im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr
verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für Finan-
zen über die Prämienbemessung nach dem Scha-
denverlauf in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversi-
cherung, BGBl. Nr. 369/1987, wird wie folgt geän-
dert:

1. § 1 Abs. 2 lautet:

„(2) Ist auf einen Versicherungsvertrag nicht
gemäß § 15 Abs. 5 bis 8 AKHB 1988 (Anlage zur
Verordnung des Bundesministers für Finanzen über
die Festsetzung von Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen für die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversi-
cherung, BGBl. Nr. 107/1988) der Schadenverlauf
eines früheren Versicherungsverhältnisses anzu-
rechnen, so ist die erste Prämie nach der Prämien-
stufe 9 der aus der Anlage zu dieser Verordnung
ersichtlichen Tabelle zu berechnen."

2. In § 2 Abs. 2 erster Satz und § 3 wird der Aus-
druck „§ 16 Abs. 1 AKHB 1985" jeweils durch den
Ausdruck „§ 15 Abs. 1 AKHB 1988" und im § 4
Abs. 2 der Ausdruck „§ 16 Abs. 1 letzter Satz
AKHB 1985" durch den Ausdruck „§ 15 Abs. 1
letzter Satz AKHB 1988" ersetzt.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. März 1988 in
Kraft.

Lacina
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109. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
8. Feber 1988 über die Aufhebung des § 17
Abs. 2 lit. a des Finanzstrafgesetzes durch den

Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 14.Dezember 1987, G 114/87-9,
G 165/87-13, G 213/87-8, G 227/87-9, dem Bun-

deskanzler zugestellt am 26. Jänner 1988, §17
Abs. 2 lit. a des Finanzstrafgesetzes, BGBl.
Nr. 129/1958, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 532/1984 als verfassungswidrig aufge-
hoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 31. Juli
1988 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky
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